
Anlage 02 zur Drucksache 0090/2022/IV 

Begründung zur 
Neufassung der Baumschutzsatzung 

Die umfassende Überarbeitung des Satzungstextes verfolgt unterschiedliche Ziele: 
- Der wachsenden Bedeutung des Klimaschutzes gerecht werden,
- einen zeitgemäßen Baumschutz gewährleisten,
- Anpassung an aktuelle Formulierungen naturschutzrechtlicher Vorschriften,
- Rechtsklarheit und Bürgerfreundlichkeit durch zukunftsorientierte Inhalte.

Hinweis:  
Im folgenden Text bezieht sich die Abkürzung BSS auf den Entwurf der neuen Baumschutzsatzung; wo 
auf die bisherige Satzung verwiesen wird, findet der Zusatz aF (alte Fassung) Verwendung. Das Bun-
desnaturschutzgesetz wird mit dem Kürzel BNatSchG gekennzeichnet, das baden-württembergische 
Naturschutzgesetz mit NatSchG. 

§ 1 – Schutzzweck und Geltungsbereich
Absatz 1: Der Schutzzweck wird an die aktuellen gesetzlichen Vorgaben angepasst und
bezieht sich auf die meisten der im Bundesnaturschutzgesetz aufgezählten Schutz-
gründe. Bäume leisten nicht nur in ökologischer Sicht einen wichtigen Beitrag zum Na-
turhaushalt in der Stadt, sondern tragen in allen Stadtteilen dazu bei, das Orts- und
Landschaftsbild positiv zu beeinflussen. Um diesen Effekt zu verstärken, schützt die
Stadt nicht nur den vorhandenen Baumbestand, sondern setzt sich auch aktiv dafür ein,
dass weitere Bäume gepflanzt werden. Zahlreiche Tier- und Pflanzenarten, die in den
Bäumen oder ihrem Umfeld leben, gäbe es ohne einen entsprechenden Baumbestand
nicht. Insbesondere Fledermäuse wie auch zahlreiche Vogelarten benötigen Baumhöh-
len als Sommerquartier oder Nistplatz. Um dies zu gewährleisten, sind vor allem große,
großkronige Laubbäume notwendig. Eichhörnchen wiederum bauen in Bäumen ihre
Kobel, um darin zu überwintern. Für viele Insekten bieten gerade blühende Bäume im
Frühjahr eine wichtige Nahrungsquelle. Hinzu kommt, dass Bäume zur Reduzierung
von CO2 beitragen, indem sie das klimaschädliche Treibhausgas in Sauerstoff umwan-
deln; sie kühlen bei Hitze die Umgebung, spenden Schatten und befeuchten die Luft.
Dadurch wirken sie sich positiv auf das lokale Klima aus.

Absatz 2: Dies gilt für prinzipiell für alle Bäume im Stadtgebiet, wobei Wald vom Gel-
tungsbereich der Satzung von Gesetzes wegen ausgenommen ist (§ 31 BNatSchG). Aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit und mit Rücksicht auf beispielweise eine landwirt-
schaftliche Nutzung von Flächen bleiben Bäume, die außerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile stehen, ebenfalls außen vor (sofern ihr Standort nicht im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplanes liegt). Aufgrund des inhaltlichen Zusammenhangs wird 
der Geltungsbereich künftig in § 1 BSS geregelt (bisher: § 2 BSS aF). 

Absatz 3: Einige Bereiche, in denen die Baumschutzsatzung Anwendung findet, werden 
in Absatz 3 explizit aufgelistet; dies dient der Rechtsklarheit (um beispielsweise Abgren-
zungsschwierigkeiten bei Anwendung der Grundsätze des Absatz 2 zu vermeiden), aber 
auch der Gleichbehandlung (um beispielsweise künftig sämtliche Friedhöfe zu erfas-
sen). Der Baumbestand des Zoos wird in der aktuellen Fassung der Baumschutzsatzung 
nicht mehr ausdrücklich erwähnt, ist aber (weiterhin) als Bebauungsplanbereich nach 



Absatz 2 geschützt. Explizit aufgeführt wird nun die Grünfläche am Iqbal-Ufer in Berg-
heim. 

§ 2 – Schutzgegenstand
Absatz 1: Bäume werden in Heidelberg weiterhin ab einem Stammumfang von 100 cm 
in Höhe eines Meters über dem Erdboden unter Schutz gestellt (bei Obstbäumen: ab 
80 cm). Eine Reduzierung des Stammumfangs würde zu einem unverhältnismäßigen 
Mehraufwand für die Verwaltung führen. Da rund 80 % der Befreiungsanträge stattzu-
geben ist, würde nur ein verhältnismäßig geringer Anteil an Bäumen tatsächlich von 
dem Mehr an Schutz profitieren, während die geschätzte Zahl hinzukommender Befrei-
ungs-Verfahren mit dem vorhandenen Personal nicht bearbeitet werden könnte. Inso-
weit scheint eine Sensibilisierung der Heidelbergerinnen und Heidelberger – wie bei-
spielweise die Obstbaum-Verschenk-Aktion – vielversprechender, um ein Bewusstsein 
für den wertvollen ökologischen Beitrag zu wecken, den Bäume leisten.  

Absatz 2: Für mehrstämmig ausgebildete Bäume wird neu eine gesonderte Regelung 
aufgenommen, um ein vergleichbares Schutzniveau zu erreichen. 

Absatz 3: Ersatzpflanzungen fallen wie bisher unabhängig von Stammumfang oder 
Standort unter den Schutz der Satzung. Ziel der Regelung ist, diese Pflanzungen lang-
fristig zu erhalten; dazu gehört es, sie von Anfang an zu schützen (und nicht erst, wenn 
sie einen schützenswerten Umfang nach Absatz 1 erreicht haben).  

Absatz 4: Von den Bestimmungen der Satzung sind – vergleichbar der bisherigen Rege-
lung – Bäume ausgenommen, die einem gesonderten naturschutzrechtlichen Regime 
(wie einer Landschaftsschutzgebietsverordnung) unterliegen, das ein höheres Schutzni-
veau gewährleistest. Soweit sie gewerblichen Zwecken dienen, bleiben Bäume in Baum-
schulen oder Gärtnereien vom Anwendungsbereich ausgeschlossen, um nicht in die 
Berufsfreiheit dieser Betriebe einzugreifen.  

§ 3 – Verbote
Absätze 1 und 2: Die Beschreibung verbotener Verhaltensweisen wird präzisiert und an
den Gesetzeswortlaut angeglichen (§ 29 BNatSchG); der Begriff des Beseitigens wird
näher erläutert.

Absatz 3: Verbotene Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder wesentli-
chen Veränderung eines geschützten Baumes führen (können), werden beispielhaft 
aufgeführt, um transparent zu machen, welche Verhaltensweisen (nicht) zulässig sind, 
da sie geeignet sind, die Entwicklung eines Baumes negativ zu beeinflussen. Die Liste 
der Beispiele wird nicht nur erweitert (vgl. § 3 Absatz 2 BSS aF), sondern auch inhaltlich 
in eine sinnvolle Reihenfolge gebracht; die Formulierungen orientieren sich künftig an 
der DIN 18 920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahme).  

Absatz 4: Durch die Definition der „wesentlichen Veränderung“ soll die Rechtsanwen-
dung erleichtert werden; eine vergleichbare Regelung enthält auch die bisherige Sat-
zung (§ 3 Absatz 1 BSS aF). 



Absatz 5: Explizit geregelt ist künftig die aus dem (Bundes-)Naturschutzgesetz abgelei-
tete Verpflichtung (§ 3 II BNatSchG, § 4 II NatSchG), bei Verstößen gegen ein Verbot 
nach Absatz 1 Schäden und Veränderungen zu beseitigen oder zu mildern sowie Hand-
lungen im Sinne des Absatz 3 zu unterlassen. Dies kann erforderlichenfalls auch förm-
lich angeordnet werden (siehe § 9 BSS). 

§ 4 – Zulässige Handlungen
Der Katalog zulässiger Handlungen wird um fach- und sachgerechte Entwicklungsmaß-
nahmen erweitert, da dieser Fachbegriff aus dem Naturschutzrecht bisher nur am
Rande Erwähnung fand (§ 5 BSS aF). Neu hinzugekommen sind Unterhaltungsmaßnah-
men zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Verkehrssicherheit an öffentlichen Stra-
ßen, Wegen und Plätzen; dies betrifft beispielsweise den Wurzelaufwurf an Geh- und
Radwegen.

§ 5 – Pflege-, Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen
Der Inhalt der Regelung bleibt unverändert; die Überschrift wird konkretisiert.

§ 6 – Befreiungen
Absatz 1: Die Befreiungstatbestände werden an die Regelung im Bundesnaturschutzge-
setz angepasst (§ 67 BNatSchG), um die Grundstruktur der Voraussetzungen für eine
Befreiung besser nachvollziehbar zu machen. Hier gibt es zwei Fallgruppen. Zum einen
kommt eine Befreiung in Betracht, soweit sie aus Gründen des überwiegenden öffentli-
chen Interesses notwendig ist (Nummer 1). Dabei ist beispielsweise an Ver- und Entsor-
gungstrassen zu denken, bei denen der Zugang zu den unterirdischen Leitungen nicht
möglich ist, ohne einen geschützten Baum zu beeinträchtigen. Zum anderen kann von
den Geboten und Verboten der Satzung befreit werden, wenn dies sonst im Einzelfall zu
einer unzumutbaren Belastung führen würde (Nummer 2). Der neue Wortlaut verdeut-
licht, dass bei einer Befreiung nach Nummer 2 stets zu prüfen ist, ob diese mit den na-
turschutzrechtlichen Belangen vereinbar wäre.
Im Hinblick auf das Onlinezugangsgesetz und als Zeichen des Bürokratieabbaus entfällt
künftig bei Antragstellung das Schriftformerfordernis.

Absatz 2: Eine (nicht abschließende) Aufzählung unzumutbarer Belastungen hilft be-
troffenen Bürgerinnen und Bürger leichter einzuschätzen, in welchen Fällen eine Befrei-
ung in Frage kommt.  

Absatz 3: Welche Unterlagen mit dem Befreiungs-Antrag vorzulegen sind, stellt Absatz 3 
übersichtlich dar.  

Absatz 4: Das Zusammenspiel zwischen Befreiungs-Antrag und parallel gestelltem Bau-
antrag ergibt sich aus Absatz 4. Die Satzung regelt dabei nur die wesentlichen Eckpunkte; 
die konkreten Verfahrensabläufe sowie die Zusammenarbeit der beteiligten Ämter regelt 
die Verwaltung intern.  



Absatz 5: Es wird klargestellt, dass die Befreiung mit Nebenbestimmungen versehen 
werden kann; die Verpflichtung zur Ersatzpflanzung (§ 7 BSS) ist nur eine von mehreren 
Möglichkeiten. Hier ist im Einzelfall eine ermessensgerechte Entscheidung zu treffen.  

§ 7 – Ersatzpflanzungen
Absätze 1 und 2: Kommt es zu einer Bestandsminderung geschützter Bäume, wird ge-
prüft, ob eine Ersatzpflanzung durchzuführen ist. Hier ist eine einzelfallbezogene Prü-
fung vorzunehmen, die die individuellen Merkmale des betroffenen Baumes (wie Alter
und Zustand) berücksichtigt, da die Anordnung angemessen und zumutbar sein muss.
Die Verpflichtung, eine Ersatzpflanzung vorzunehmen, darf kein Automatismus sein;
vielmehr müssen zusätzlich die Interessen der Person berücksichtigt werden, gegen die
sich die Entscheidung richtet.

Absatz 3: Art und Umfang der Ersatzpflanzung werden in einem zweiten Schritt ermit-
telt. Da auch insoweit rechtlich eine Einzelfallprüfung unumgänglich ist, nennt die 
Baumschutzsatzung nur Richtwerte. Je nach ökologischem Wert des betroffenen Bau-
mes ergeben sich Abweichungen.  

Absatz 4: Abweichungen können sich auch bezüglich des Standortes der Ersatzpflan-
zung ergeben, falls im unmittelbaren Umfeld des betroffenen Baumes kein Raum dafür 
zur Verfügung steht. Hierzu gibt es bisher keine Satzungsregelung, auch wenn dies in 
der Praxis bereits in der Vergangenheit so gehandhabt wurde. 

Absatz 5: Der Zeitpunkt, bis zu dem die Ersatzpflanzung spätestens vorgenommen wer-
den soll, ist bisher nicht geregelt. Unter Berücksichtigung der örtlichen und jahreszeitli-
chen Gegebenheiten soll nicht mehr als ein Jahr vergehen.  

Absatz 6: Wie bisher ist die Ersatzpflanzung zu wiederholen, falls der neue Baum nicht 
anwächst; dies soll zeitnah umgesetzt werden. Ersatzpflanzungen unterliegen – wie bis-
her (§ 2 Absatz 4 BSS aF) – sofort dem Schutz der Baumschutzsatzung und sind entspre-
chend zu pflegen und zu erhalten (§ 5 BSS).  

§ 8 – Ersatzzahlungen
Absatz 1: Je nach Umständen des Einzelfalles kann (statt einer Ersatzpflanzung) künftig
auch eine Ersatzzahlung angeordnet werden. Diese Option sieht das Bundesnatur-
schutzgesetz ausdrücklich vor (§ 29 Absatz 2 BNatSchG). Da aus stadtökologischen
Gründen eine Ersatzpflanzung (nach Möglichkeit im unmittelbaren Umfeld) vorzugs-
würdig ist, soll diese in der Praxis auch vorrangig zur Anwendung kommen. Ausgenom-
men sind Fälle, in denen rechtliche oder tatsächliche Gründe entgegenstehen. Die
Höhe der Ersatzzahlung orientiert sich am Wert der Ersatzpflanzung, wobei der ökologi-
sche Wert des geschützten Baumes in die Entscheidung einfließt. Von einer Festsetzung
kann abgesehen werden, wenn dies für die betroffene Person sonst zu einer unbilligen
Härte führen würde.

Absatz 2: Die Ersatzzahlungen sind an die Stadt Heidelberg zu leisten; die Mittel werden 
zweckentsprechend für natur- und umweltschutzrechtliche Belange im Stadtgebiet ver-
wendet. 



§ 9 – Anordnung von Maßnahmen (§ 8 BSS aF)
Die Vorschrift wird redaktionell überarbeitet, erfährt aber keine wesentliche inhaltliche
Änderung. Es wird klargestellt, dass die Stadt Anordnungen zum Schutz der Bäume
treffen kann, wenn jemand den in § 3 BSS genannten Verboten zuwiderhandelt (siehe
§ 3 Absatz 5 BSS).

§ 10 – Ordnungswidrigkeiten (§ 9 BSS aF)
Die Vorschrift wird redaktionell überarbeitet (schlanker Verweis auf § 3 BSS, ohne dass
die Verbote nochmal explizit aufgezählt werden). Ordnungswidrigkeiten können mit ei-
ner Geldbuße von maximal 50.000 Euro geahndet werden; dies ist der vom Natur-
schutzgesetz aktuell vorgesehene Höchstrahmen.

§ 11 – Inkrafttreten (§ 10 BSS aF)
Mit Inkrafttreten der neuen Satzung tritt die bisherige Baumschutzsatzung außer Kraft.
Ab diesem Zeitpunkt gelten – auch für laufende Verwaltungsverfahren – die neuen Re-
gelungen.


